
Suchergebnisse: Privilegien

1139 – Die Tempel-Rittern erhalten eine umfangreiche Ordensregel

Rom-Vatikan * In der Bulle „Omne datum optimum“ gibt Papst Innozenz II. den

Tempel-Rittern eine umfangreiche Ordensregel, die mit Ergänzungen im Jahr 1230 und 1260 auf

insgesamt 678 Artikel anwachsen wird.    Durch die päpstliche Bulle werden die Tempelherren als

„extemt“ erklärt, also aus dem kirchlichen Gesamtorganismus heraus genommen. Sie sind damit

die erste Gemeinschaft von Rittermönchen, die jeglicher bischöflicher Jurisdiktion entnommen

und alleine und direkt dem Heiligen Stuhl unterstellt sind. Er erklärt die Templer auch zu

„Vorkämpfer der Christenheit“ und hebt sie damit über alle anderen Orden. Dadurch nehmen die

Templer in der Gesamtkirche eine elitäre Ausnahmestellung ein, die von den Folgepäpsten

fortgeschrieben und durch eine Vielzahl von Privilegien erhärtet wird.        So darf kein

Kirchenmann oder Laie, lediglich der Templer-Meister mit Zustimmung des Kapitels, die

Ordens-Statuten ändern.    Das Recht der Tempel-Ritter eigene Priester zu haben, wird in der

Bulle ebenso festgeschrieben wie die Freistellung vom Zehent.    Die Templer-Kapläne sind

berechtigt Spenden zu sammeln, um Almosen zu bitten und einmal im Jahr in jeder Kirche die

Kollekte für sich zu behalten.   Einmal jährlich dürfen sie in den unter Interdikt, dem Verbot

gottesdienstlicher Handlungen, gestellten Regionen die Messe halten.   Die Kirche macht - nicht

nur aus Sicht der Templer - viel zu viel Gebrauch von dieser Strafmaßnahme, die darauf abzielt,

jede religiöse Aktivität, ob das nun Messen oder die Segnungen der Sakramente sind, in einer

Ortschaft, einer Region oder einem ganzen Königreich zeitweilig zu verbieten. Damit wollen die

Kirchenmänner die Sünden eines Herren, einer Gemeinde oder eines Königs bestrafen.  

Gottesdienste, die in solchen vernachlässigten und teilweise auch vollkommen ungerechtfertigt

bestraften Regionen abgehalten werden, ziehen freilich viele Gläubige an und bringen schon

deshalb außergewöhnlich hohe Einnahmen von Almosen und Opfergaben.    Darüber hinaus

dürfen die Tempelherren eigene Kirchen und Friedhöfe besitzen, worin sie auch

Exkommunizierte beerdigen können, was ihnen häufig großzügigst gedankt wird.   Schließlich

ergänzt Papst Coelestin II. die Privilegien der Templer indem er die Ritter-Brüder, ihre

Vasallen und Grundholden von den durch die Bischöfe ausgesprochenen

Exkommunizierungen und Interdikten als ausgeschlossen erklärt.   Dies geschieht sehr zum

Ärgernis des Weltklerus und vergiftet das eh schon angespannte Verhältnis zwischen dem

Ritterorden und den Weltpriestern.      Dennoch hält der Heilige Stuhl beständig seine schützende

Hand über die geistlichen Ordensritter und stellt die gewährten Privilegien nie in Frage.    Seit

Hugo von Payns den Tempelherren seine Besitzungen schenkte, folgte jeder, der in den

Orden eintritt oder sich ihm anschloss, diesem Beispiel.    Durch Schenkungen von Land und
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Vermögen sind die Ordensritter sehr schnell reich geworden. Und nachdem heimgekehrte

Kreuzfahrer Wunderdinge über das Heldentum der Templer berichten, führt dies in ganz Europa

zu einer großzügigen Spendentätigkeit für die Ordensgemeinschaft.

März 1146 – Papst Eugenius III. erlässt eine Kreuzzugbulle

Rom-Vatikan * Papst Eugenius III. erlässt eine päpstliche Kreuzzugbulle, in der er die Privilegien

für die Kreuzfahrer festlegt:       die Vergebung der Sünden,   den Schutz für Eigentum und

Angehörige und   einen Zinserlass.       Zum Hauptprediger des Kreuzzugs beruft er Bernhard von

Clairvaux.

6. April 1156 – Kaiser Friedrich Barbarossa erklärt alle Zölle am Main für aufgehoben

Worms * In Worms erklärt Kaiser Friedrich Barbarossa in einer Urkunde alle Zölle am Main - bis

auf wenige Ausnahmen - für aufgehoben. Fernhändler hatten sich bei ihm beschwert, dass sie

zwischen Bamberg und Mainz allzu oft von regionalen Herrschern zur Kasse gebeten würden.

Die Anmaßung königlicher Befugnisse durch die Fürsten widerspricht aber den politischen Zielen

Kaiser Friedrich Barbarossas, weshalb er diesen Missbrauch eindämmen will.    Der Kaiser setzt

den Grundherren daraufhin eine Frist, binnen der sie die Berechtigung dieser Zollerhebungen

anhand königlicher Privilegien nachzuweisen haben. Nur die wenigsten Betroffenen können den

geforderten Nachweis erbringen. &nbsp;    Gut vorstellbar, dass sich vor diesem Hintergrund

auch ein heftiger Streit über die bischöflichen Einnahmen&nbsp;aus dem Zoll, dem Markt, der

Münze&nbsp;und der Isarbrücke&nbsp;in Föhring entzündet hat. &nbsp;  Man muss davon

ausgehen, dass Herzog Heinrich XII. „der Löwe“ die unsicheren Rechtsgrundlagen des Freisinger

Bischofs Otto I. über seine selbstherrlich geschaffenen Einrichtungen bewusst sind.    Außer den

Ansprüchen der beiden Kontrahenten spielt dabei natürlich auch das machtpolitische Interesse

des Kaisers mit. Dieser tritt zwar vordergründig als unparteiischer Richter oder Schlichter auf,

kann aber im Hintergrund agierend so seine Interessen und Ziele dennoch verwirklichen. Der

Herzog und der Kaiser ziehen also am gleichen Ende des Seiles.

Juni 1291 – Akkon fällt. - Der Sitz der Zentralregierung wird nach Zypern verlegt

Akkon - Zypern * Nachdem auch Akkon,&nbsp; dieser letzte befestigte Platz des Königreichs fällt,

wird der Sitz der Zentralregierung&nbsp;nach Zypern verlegt. Der Ordenssitz&nbsp;der

Templer&nbsp;bleibt aber immer im Orient, oder wie die Tempel-Ordensherren&nbsp;sagten:
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„Diesseits des Meeres.“    Es ist jetzt nur noch eine Frage der Zeit, bis ihre Gegner laut

vernehmbar an die Öffentlichkeit treten und den Tempelherren&nbsp;die vielen wirtschaftlichen

Aktivitäten, ihren Reichtum und ihre Privilegien, ihre Macht und ihren Einfluss neiden.       So sind

die Bischöfe&nbsp;über die direkte Unterstellung der Tempelherren&nbsp;unter den Heiligen

Stuhl&nbsp;verärgert,   Geschäftsleute beschweren sich über die angeblichen

Beeinträchtigungen ihrer Handelsrechte durch die Ordensmänner&nbsp;und   der Weltklerus

muss ohnmächtig zusehen, wie die Tempelherren&nbsp;in ihren Pfarreien umfassende

Kollekten&nbsp;organisieren und dadurch örtliche Projekte leiden müssen.   Die anderen

Ritterorden, ganz besonders die Johanniter, neiden den Tempelrittern&nbsp;ihre nahezu

uneingeschränkten Finanzmittel.   Und selbst weil der Großmeister der Templer&nbsp;Vortritt

gegenüber dem Johanniter-Großmeister&nbsp;hat, kommt es zu weitreichenden Rivalitäten.     

Aus den Neidern werden Feinde, die Material für kommende Auseinandersetzungen sammeln. 

Und das wird den Tempel-Rittern&nbsp;dann gefährlich, als sich ein machtvoller politischer Wille

gegen sie wendet.    Wie in den heutigen politischen Auseinandersetzungen, so werden auch

damals Einzelfälle aufgebauscht, ausgeschlachtet und zu wahren Horrorgeschichten ausgebaut.

Freilich findet man unter den. Tempel-Rittern&nbsp;einen Trunksüchtigen, einen Sodomistischen,

einen Homosexuellen, einen Jähzornigen oder einen glaubensmäßig Unsicheren.

5. Juni 1311 – Die Ottonische Handfeste gibt den Ständen neue Privilegien

Landshut * Herzog Otto III. von Niederbaiern gewährt in der Ottonischen Handfeste den

Niederbaierischen Ständen Privilegien und Rechte gegen die Leistung einer einmaligen Steuer.

Der Adel, der Klerus sowie die Städte und Märkte erhalten dadurch für ihre Besitzungen die

Niedere Gerichtsbarkeit. 

9. Juli 1609 – Kaiser Rudolf II. stellt den Majestätsbrief aus

Prag * Kaiser Rudolf II. und zugleich König von Böhmen stellt den sogenannten

Majestätsbrief aus. Er gewährt den evangelischen Landständen des Königreichs Böhmen

besondere Privilegien zu. Der Majestätsbrief beinhaltet       das Recht der Stände den König zu

wählen,   er erlaubt den Protestanten den Bau von Kirchen und Schulen in den Städten und auf

dem Land,   er beendet die gegenreformatorischen Bestrebungen der katholischen Adeligen,

indem er die gewaltsame Bekehrung der Untertanen verbietet, und   er überträgt den

Protestanten die bis dahin angeeigneten Kirchengüter.
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29. Juni 1617 – Die böhmischen Landstände wählen Erzherzog Ferdinand zum König

Prag * Aufgrund seines angegriffenen Gesundheitszustandes wählen die böhmischen

Landstände Erzherzog Ferdinand - noch zu Lebzeiten von Kaiser und König Matthias - zum

designierten König von Böhmen, nachdem auch er die im Majestätsbrief garantierten Freiheiten

und Privilegien beeidet. Erzherzog Ferdinand II. wird von dem böhmischen Ständen - trotz seines

bekanntermaßen kämpferischen Katholizismus - zum König gewählt und im

Prager Veitsdom feierlich gekrönt.    Doch die an den herzoglichen, königlichen und kaiserlichen

Höfen sitzenden und Einfluss habenden Jesuiten wollen - ebenso wie der spanische Hof - die

Bestimmungen des Majestätsbriefes rückgängig machen. Sie ersinnen eine Gegenstrategie, in

deren Folge zwei protestantische Kirchen abgerissen werden.

20. März 1619 – König Ferdinand will in Prag die Regierung antreten

Wien * Matthias, der Kaiser des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation, stirbt in

Wien. Umgehend, als sei nichts gewesen, teilt König Ferdinand den Böhmischen Ständen in Prag

mit, dass er gewillt sei, jetzt die Regierung anzutreten. Im gleichen Brief bestätigt er den

böhmischen Landständen alle bisherigen Privilegien und Freiheiten.    Doch die Böhmen glauben

die Zusagen des Habsburgers nicht mehr und akzeptieren unter den gegebenen Umständen den

als Gegenreformatoren bekannten Erzherzog nicht mehr als ihren König. Als Alternative schlagen

sie Jan Smirický, einen schwerreichen böhmischen Adeligen zur Wahl vor. Das ist - in dieser

stockaristokratischen Welt - nun wirklich revolutionär.

22. August 1638 – Philipp Holzhauser darf eine Kapelle in Haidhausen errichten

Haidhausen * Der „Churfürstlich Baierische Rechnungs-Commissarius und Preibeamte zu

München“, Philipp Holzhauser, erhält vom Freisinger Bischof Veit Adam Gebeck die

Genehmigung, dass er „in seiner aigentumblichen Behausung vnnd Gartten zu Haidthausen

negst München Bogenhauser Pfarr“ eine Kapelle zu Ehren des Heiligen Kreuzes errichten und

mit Paramenten und allem zur Feier des hl. Meßopfers Notwendigen versehen darf.    Außerdem

erhält er und seine Ehefrau auf Lebenszeit das Recht zugesprochen, dass sie - so oft sie sich in

ihrer Besitzung in Haidhausen aufhalten - an einem Messopfer beiwohnen dürfen, das von einem

geweihten Priester gehalten wird.  Ausgenommen von diesem Recht sind lediglich die

Hochfeste Ostern, Pfingsten und Weihnachten.    Philipp Holzhauser muss viel für die Kirche

getan haben, dass er solche Privilegien überhaupt erhalten kann. Und tatsächlich treten er und

seine Gattin mehrfach als Taufpaten in Erscheinung. Zudem vermacht er der Haidhauser Kirche
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mehrmals hohe Geldbeträge. 

1668 – Die Privilegien der Churbaierischen Seidencompagnie

München * Dr. Johann Joachim Becher ist zwischenzeitlich zum kurbaierischen Leibmedicus und

kurfürstlichen Rat erhoben worden, hat sich aber nach einem zweijährigen Aufenthalt in Baiern -

wegen der erfahrenen Schmähungen - verärgert nach Wien zurückgezogen, wo er sich der

dortigen Seidenmanufaktur widmet. Das Wiener Unternehmen entwickelt sich bald zur großen

baierischen Konkurrenz.     Zu Bechers Nachfolger als Direktor der Churbaierischen

Seidencomapgnie wird der kurfürstliche Revisionsrath Dr. Jobst ernannt.  Die Churbaierische

Seidencompagnie ist  - wie alle merkantilistischen Unternehmen - mit besonderen Freiheiten und

Privilegien ausgestattet worden. Alleine die Gesellschaft ist befugt, die roh eingeführte oder im

Land erzeugte Seide verarbeiten zu lassen. Nur sie darf die Seide in grosso verkaufen.    Das

heißt, dass alle baierischen Kaufleute ihren Bedarf an Seide bei der Churfürstlichen

Seidencompagnie decken müssen. Wer gegen diese Vorgaben verstößt und fremde

Seidenwaren einführt, muss die Confiscation der Ware hinnehmen und dem Staat eine Strafe von

1.000 Reichstalern bezahlen. 

1674 – Philipp Holzhauser verkauft sein Anwesen an Franz Pongraz von Leiblfing

Haidhausen * Der „geweste Churfürstliche Rechnungs-Commissarij und Preuverwalter zu

München“, Philipp Holzhauser, verkauft sein gesamtes Anwesen an den „Churfürstlichen

geheimen Rath, Kämmerer und Pfleger von Waldmünchen in der Oberpfalz“, Freiherrn Franz

Pongraz von Leiblfing.    Auch der neue Haidhauser Grundbesitzer erhält vom Freisinger

Kirchenoberhaupt die Genehmigung zugesprochen, dass er „in der Holzhauserischen Kapelle

möge super ara mobile celebrieren lassen“. 

16. November 1705 – Burghausen fällt den Aufständischen in die Hände

Burghausen * Burghausen kapituliert vor den Aufständischen. Sie ist die erste Stadt, die den

Aufständischen in die Hände fällt. In den Kapitulationsverhandlungen verlangen die Unterländer,  

    dass „der Landmann bei seinen alten Privilegien verbleibe,    dass man von ihm nicht mehr

fordere als unter dem Kurfürsten geschehen, damit die Bauern [...] ihre schuldigen Abgaben

entrichten können;    alle Bauernsöhne und Knechte sollen zu Hause verbleiben und allein zur

Verteidigung des Landes dienen.“      Die Bauern erheben sich also zunächst nur gegen die allzu
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maßlosen Forderungen der Kaiserlichen Administration, nicht gegen die Besatzungsherrschaft.

Weil sie zu Verteidigung der Heimat bereit sind, wehren sie sich gegen den Missbrauch der

Landfahnen zum kaiserlichen Militärdienst. Die Aufständischen verstehen sich als „ganze Gemein

der Kurlande Baiern“.    Um ihnen die Legitimation des gesamten Kurfürstentums zu geben, wird

der Regierungsrat Franz Bernhard von Prielmayer zum Kriegskommissär der

Landesdefension gezwungen. Prielmayer versucht mäßigend auf die

Aufständischen einzuwirken. Doch der Erfolg der Rebellen verändert deren Ziele, weshalb sie

schon bald die Beseitigung der Kaiserlichen Administration fordern, weil sie für die

„unerträglichen Lasten“ verantwortlich zeichne.

30. September 1796 – Freiherr von Montgelas erarbeitet das umfangreiche Ansbacher Mémoire

Ansbach * Freiherr Maximilian Joseph von Montgelas legt Herzog Max Joseph von

Pfalz-Zweibrücken das „grundlegende Reformprogramm für die künftige Regierung des

Kurfürstentums Baiern“ vor. Es trägt entscheidend zur Vertiefung des Vertrauensverhältnisses

zwischen dem Herzog und dem Freiherrn bei.    Das Ansbacher Mémoire ist ein Konzept zur

Anpassung der baierischen Verfassungs- und Verwaltungsverhältnisse an die Gegebenheiten der

neuen Zeit. Auf sieben eigenhändig geschriebenen Doppelblättern beschreibt Montgelas die

herrschenden Verhältnisse in Baiern und schlägt gleichzeitig Maßnahmen vor, die - nach seiner

Meinung - für eine effektive und nach den Gesichtspunkten der Aufklärung gebildete

Staatsverwaltung notwendig sind. Im Kern der Reformen fordert der Freiherr         eine klar

gegliederte Ministerialorganisation mit abgegrenzten Zuständigkeiten,   eine neue

Verwaltungsgliederung mit einheitlichen Instanzenwegen in Gesamtbaiern;   eine gut

ausgebildete, unbestechliche, ausreichend bezahlte und sozial abgesicherte Beamtenschaft;   die

steuerliche Gleichbehandlung aller Menschen;   die Unabhängigkeit der Richter,   die Trennung

von Justiz und Verwaltung,   die Überantwortung aller judikativen Bereiche in staatliche

Oberaufsicht,   die Reform des Straf- und Zivilrechts;   die Möglichkeit für die Bauern, adeliges

Obereigentum an Grund und Boden abzulösen;   die Beschränkung der Kirche auf den religiösen

Bereich,   die Aufhebung der Bettelorden und die bessere Nutzbarmachung der Klöster;   die

religiöse Toleranz;   die Aufhebung der Zensur;   die Verbesserung der Universitäten und

Schulen.    In einer übergeordneten Instanz soll die Zusammenarbeit der Ministerien gefördert

werden und eine Koordination der Einzelmaßnahmen erfolgen.       Am Ende steht ein

geschlossenes Staatsgebiet, in dessen Ministerien sich alle staatliche Macht vereint.    Darüber

hinaus will Montgelas ein baierisches, patriotisches Empfinden wecken, um die örtlichen

Gebundenheiten des Einzelnen abzulösen und statt dessen eine Identifikation mit dem

Kurfürstentum, später Königreich, herbeiführen.    Die Forderung nach einer Volksvertretung -
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nicht nur einer Ständeversammlung - wiederholt Montgelas im Ansbacher Mémoire nicht

mehr. Wohl aber die Gleichheit aller vor dem Gesetz und die Abschaffung der Steuerprivilegien

des Adels. Seine Adelspolitik nimmt später weitaus konservativere Züge an, vor allem nachdem

er im Jahr 1803 selbst Grundbesitz erworben hat.

26. April 1800 – Ausnahmeprivilegien für Bürgersöhne bleiben auch weiterhin erhalten

München * Angesichts der englischen Subsidienzahlungen verbreitet sich in München das

Gerücht, dass zur Erreichung der geforderten militärischen Mannschaftszahlen nun auch

Bürgersöhne „ausgehoben“ werden. Polizeidirektor Anton Baumgartner erklärt, dass die

Ausnahmeprivilegien für Bürgersöhne auch weiterhin erhalten bleiben.

1. Mai 1808 – Die Konstitution für das Königreich Baiern tritt in Kraft

München * Die Konstitution des Königreichs Baiern&nbsp;tritt in Kraft. Die erste einheitliche

Verfassung des Königreichs Baiern besteht aus 45 Paragraphen, die auf acht Seiten Platz finden.

&nbsp;    Nach der Auflösung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation&nbsp;und dem

großen Gebietszuwachs, den Baiern erfahren hat, ist es notwendig geworden, das Recht zu

vereinheitlichen und die Rechtsgleichheit in den verschiedenen Landesteilen herzustellen. Nur

Altbaiern war, bis auf wenige Enklaven, ein geschlossenes Staatsgebiet. Ansonsten gleicht das

neue Baiern mit seiner Anhäufung von Besitzungen verschiedener Fürsten, Grafen, Herren und

Ritter eher einem Fleckerlteppich.&nbsp;    Baiern muss nun zusammenwachsen und nach

einheitlichen gesellschaftlichen und verwaltungsrechtlichen Grundsätzen regiert werden. &nbsp;  

    Damit werden „alle besonderen Verfassungen, Privilegien, Erbämter und Landschaftliche

Korporationen der einzelnen Provinzen“ aufgehoben. &nbsp;   Die Verfassung garantiert die

Gleichheit aller vor dem Gesetz und den Steuerbehörden sowie beim Zugang zu den

Staatsämtern. &nbsp;   Die Rechte des Adels werden darin eingeschränkt und deren bisherigen

politischen Vorrechte ausdrücklich abgelehnt. In einer neu eingeführten „Adelsmatrikel“ muss der

Adelstitel erst staatlich anerkannt werden. &nbsp;   Die Leibeigenschaft&nbsp;wird ersatzlos

abgeschafft.   Die Sicherheit des Eigentums wird ebenso gewährleistet, wie die

Gewissensfreiheit&nbsp;und die Pressefreiheit.&nbsp;Letztere wird allerdings durch Gesetze

teilweise wieder eingeschränkt.   Das Gesetz sieht ein stehendes Volksheer&nbsp;und eine

Bürgermiliz&nbsp;vor.      Mit 21 Jahren muss jeder Staatsbürger&nbsp;vor der Verwaltung

seines Kreises&nbsp;einen Eid ablegen, dass er „der Konstitution und den Gesetzen gehorchen -

dem König treu sein wolle“. Ohne ausdrückliche Erlaubnis des Monarchen darf kein

Staatsbürger&nbsp;auswandern oder ins Ausland reisen.&nbsp;    Zum „Königlichen Hause“ wird
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in der Konstitution&nbsp;festgelegt,       dass die Krone erblich ist „in dem Manns-Stamme des

regierenden Hauses, nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnatisch-linealischen Erbfolge“.  

Die Prinzessinnen sind für immer von der Regierung ausgeschlossen, so lange noch männliche

Nachkommen vorhanden sind.   Sämtliche Familienmitglieder des königlichen Hauses stehen

unter der Gerichtsbarkeit des Monarchen, und können bei Verlust Ihres Erbfolge-Rechts nur mit

dessen Einwilligung zur Ehe schreiten. &nbsp;      Nach den Bestimmungen der

Konstitution&nbsp;besteht zur Verwaltung des Königreiches Baiern&nbsp;       das

Ministerium&nbsp;aus fünf Departements,&nbsp;dem des Äußeren, der Justiz, der Finanzen, des

Inneren&nbsp;und des Kriegswesens. &nbsp;   Zudem teilte sie das Königreich in

Kreise&nbsp;ein, um so einen einheitlichen Beamten- und Verwaltungsstaat zu schaffen.   Auch

das Justiz- und Militärwesen werden neu organisiert. &nbsp;      Ein Parlament&nbsp;ist in Form

einer National-Repräsentation&nbsp;vorgesehen, kommt aber nicht zustande. &nbsp; 

Gleichwohl werden die Vertretungen der einzelnen Teilgebiete des Königreichs mit Inkrafttreten

der Verfassung abgeschafft. &nbsp;       Die National-Repräsentanten sollten für die Dauer von

sechs Jahren gewählt werden. &nbsp;   Dazu sollten in jedem der acht Kreise,von den 200

höchstbesteuerten „Land-Eigenthümern, Kaufleuten und Fabrikanten“ von Wahlmännern sieben

Mitglieder gewählt werden. Diese 56 Gewählten hätten dann die

Reichs-Versammlung&nbsp;gebildet. &nbsp;      Durch die Einführung der

Konstitution&nbsp;verhindert Minister Maximilian Joseph von Montgelas, dass der auf Napoléon

Bonapartes Drängen geschlossene Rheinbund&nbsp;die Souveränität des Königreichs

Baiern&nbsp;zu stark einschränkt.

27. Mai 1830 – Den Maurermeistern das Anfertigen von Bauplänen verboten

München * Die Privilegien der Münchner Maurermeister werden beschnitten. Jetzt wird ihnen

durch eine Verordnung das Anfertigen von Bauplänen verboten. 

1. März 1848 – Das Ziel heißt: Überwindung der Restaurationspolitik

Deutschland * Innerhalb weniger Wochen greifen die revolutionären Vorgänge auch auf die

übrigen Staaten des Deutschen Bundes über. Ein wesentliches Ziel der Märzrevolution ist die

Überwindung der Restaurationspolitik, die die Zeit seit dem Wiener Kongress geprägt hat. Einer

der bedeutendsten Verfechter der politischen Restauration ist  der österreichische

Staatskanzler Klemens Wenzel Fürst von Metternich.      Die Politik der Restauration wurde auf

dem Wiener Kongress am 9. Juni 1815 von den meisten europäischen Staaten beschlossen. Sie

sollte innenpolitisch und zwischenstaatlich die politischen Machtverhältnisse des Ancien
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Régime in Europa wiederherstellen, wie sie vor der Französischen Revolution von 1789

geherrscht hatten. Dies bedeutet die Vorherrschaft des Adels und die Wiederherstellung seiner

Privilegien.      Weiterhin sollte die napoléonische Neuordnung Europas, die mit dem Code

civil auch bürgerliche Rechte etabliert hatte, rückgängig gemacht werden. Innenpolitisch wurden

im Zuge der Restauration Forderungen nach liberalen Reformen oder nach nationaler

Einigung unterdrückt, Zensurmaßnahmen verschärft und die Pressefreiheit stark eingeschränkt.

Vor allem die studentischen Burschenschaften sind zu dieser Zeit die Träger der Forderung nach

nationaler Einigung und demokratischen Bürgerrechten.      In manchen Ländern des Deutschen

Bundes lenken die Fürsten rasch ein. Dort kommt es bald zur Errichtung von liberalen

„Märzministerien“, die den Forderungen der Revolutionäre nachkommen, durch Einrichtung von

Schwurgerichten, der Abschaffung der Pressezensur, und der Bauernbefreiung. Oft bleibt es

jedoch bei bloßen Versprechungen.  

4. Juni 1848 – Die ständischen Privilegien des Adels werden endgültig gebrochen

München-Kreuzviertel * Mit einem weiteren Reformgesetz werden auch die letzten Elemente der

feudalen Grundherrschaft im Königreich Bayern beseitigt. Im I. Abschnitt des Gesetzes über die

Aufhebung der standes- und gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, dann die Aufhebung, Fixierung und

Ablösung von Grundlasten hebt König Max II. die standes- und gutsherrliche Gerichtsbarkeit auf. 

Das Gesetz entzieht den Gutsherren die Gerichtsbarkeit und die Polizeigewalt ohne

Entschädigung und überträgt diese Befugnisse auf den Staat. Damit sind die letzten Reste des

feudalen Staatsaufbaus abgeschafft worden. Dem Aufbau einer modernen einheitlichen

Justizverwaltung steht nun nichts mehr im Weg. 

5. Oktober 1848 – Das Patrimonialgericht Berg am Laim wird aufgelöst

Berg am Laim * Das Patrimonialgericht Berg am Laim wird aufgelöst. Als Ergebnis der

Märzunruhen des Jahres 1848 wird eine neue bayerische Verfassung verabschiedet, die unter

anderem die Leibeigenschaft und die letzten ständischen Privilegien des Adels aufhebt. Damit

sterben auch die Hofmarksgerichte. Die Bauern können nun den Grund und die von ihnen

bewirtschafteten Bauernhöfe günstigst dem Staat abkaufen.

18. September 1917 – Die SPD bringt den Antrag Auer-Süßheim ein

München-Kreuzviertel * Ein von der SPD in der Bayerischen Abgeordnetenkammer eingebrachter
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Reformantrag, genannt  „Antrag Auer-Süßheim“, fordert:         Ersetzung des

Zweikammersystems durch das Einkammersystem.   Aufhebung der Kammer der Reichsräte.  

Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts zum Landtag für alle

volljährigen Staatsangehörigen ohne Unterschied des Geschlechts nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl.   Ausbau der Gesetzesinitiative des Landtags.   Beseitigung des königlichen

Sanktionsrechts.   Ernennung der Minister und Bundesratsmitglieder nach Vorschlag des

Landtags.   Selbstbestimmungsrecht des Landtags in Bezug auf Zusammentritt und Vertagung.  

Einjähriger Staatshaushalt.   Beseitigung aller Vorrechte der Geburt und des Standes, Aufhebung

der bisherigen Privilegien der Standesherren, Abschaffung des Adels.   Verbot der Bildung neuer

und der Vergrößerung bisheriger Fideikommisse. Auflösung der bestehenden Fideikommisse.  

Aufhebung der bisherigen Privilegien des Königs und der Mitglieder der königlichen Familie,

insbesondere der Steuer- und Portofreiheit, der Unverantwortlichkeit und des besonderen

Gerichtsstandes.   Trennung der Kirche vom Staat, Aufhebung der Privilegien der anerkannten

Religionsgemeinschaften. Vollkommene Durchführung der Gewissens-, Religions- und

Kultusfreiheit. 

7. November 1918 – Eine vollkommen hilflose geschäftsführende bayerische Regierung

München-Maxvorstadt * Im Kriegsministerium trifft sich der Königliche Staatsrat zur

Lagebesprechung. Um 17 Uhr muss Kriegsminister Philipp von Hellingrath eingestehen, dass er

keinen Rat mehr weiß, die Unruhe und den Aufstand mit militärischen Mitteln zu unterdrücken.    

In München stellen nur noch die Gewerkschaften eine durchorganisierte Macht dar. Doch deren

Mitglieder sind nun nicht mehr bereit, eine Dynastie zu retten, die sich seit Jahrhunderten auf ihre

Klassenprivilegien stützte und erst weniger als eine Woche zuvor den

parlamentarisch-demokratischen Reformen ihre Zustimmung gab. 

3. April 1919 – Den Adel in Deutschösterreich abgeschafft

Wien * Die Adelstitel und Adelsprivilegien werden in Deutschösterreich aufgehoben. 
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